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Die Haftung des Reiches, Preußens, 
der Mark Brandenburg und der Gebiets- 

• körperschaften des öffentlichen Rechts für 
Verbindlichkeiten, die vorder Kapitulation 

vom 8. 5. 1945 entstanden sind.
Von Dr. Wolfgang Abendroth,

Regierungsrat im Justizministerium der Mark Brandenburg

I.

§ 1 Abs. 1 der Stundungsverordnung vom 4.7. 
19461) hat festgestellt, daß grundsätzlich alte 
Schulden, die vor dem 8.5.1945 entstanden sind, 
nach Fälligkeit zu bezahlen sind.

Soweit also natürliche und juristische Personen 
(sei es des öffentlichen oder des privaten Rechts) 
ihre Identität nicht gewechselt haben, besteht kein 
Zweifel daran, daß sie Schuldner ihrer alten Ver­
bindlichkeiten geblieben sind.

Durch den Zusammenbruch des nationalsozia­
listischen Staates ist es jedoch zweifelhaft gewor­
den, inwieweit das Reich, die Staaten und die Ge­
bietskörperschaften des öffentlichen Rechts als 
Rechtssubjekte der innerdeutschen Rechtsordnung 
bestehen geblieben sind. Sollte eine rfähere Unter­
suchung ergeben, daß diese Rechtssubjekte unter­
gegangen sind, so wäre weiter zu prüfen, ob und 
inwieweit Rechtsnachfolger für sie entstanden sind, 
die das Vermögen der früheren Rechtssubjekte 
übernommen haben und deshalb, sei es gemäß § 419 
BGB, sei es nach den Grundsätzen der ungerecht­
fertigten Bereicherung, durch die Gläubiger dieser 
früheren Rechtssubjekte in Anspruch genommen 
werden können.

Beide Fragen sind jedoch streng zu trennen. Sind 
die heutigen Gebietskörperschaften des öffentlichen 
Rechts und der heutige Staatsverband mit den bis­
herigen Rechtssubjekten identisch, so kann sich 
kein Problem, der Rechtsnachfolge ergeben. Um­
gekehrt: Besteht ein Problem der Rechtsnachfolge, 
so können die Rechtssubjekte nicht identisch geblie­
ben sein. Jede Argumentation, die beide Gesichts­
punkte vermengt, geht am wirklichen Problem vor­
bei und kann zu dessen Lösung nichts beitragen.
. Ist aber ein Problem der Rechtsnachfolge ent­

standen, so muß weiter geprüft werden, inwieweit 
diese Rechtsnachfolge echte Universalsukzession ist 
oder inwieweit nur einzelne Vermögensbestandteile 
auf neue Rechtssubjekte übergegangen bzw. in ein­
zelnen obligatorischen Beziehungen die frühere Ge­
bietskörperschaft als Schuldner durch eine neue 
juristische Person des öffentlichen Rechts ersetzt 
worden ist.

Bei allen diesen Fragestellungen ist weiter zu 
erwägen, ob und inwieweit die Zeit zwischen dem
8. 5.1945 und dem 16. 5.1945 (dem Tage des SMA- 
Befehls über die „Wiederinkraftsetzung des Deut­
schen Rechts“), dem 5.6.1945 (dem Tage der Er-

*) VOBl. Brandenburg (B.) 1946 S. 236.

klärung über die Niederlage Deutschlands seitens 
der vier Großmächte) und dem 4. 7.1945 (dem Tage 
der Bildung der neuen Provinzialverwaltung Mark 
Brandenburg) verschieden zu behandeln ist.

Es kann dabei allerdings keinem Zweifel unter­
liegen, daß der Zerfall der früheren Behörden und 
Verwaltungen • nicht erst am 5. 6.1945, sondern 
schon am 8. 5.1945 eingetreten ist. Wenn — was 
noch zu prüfen sein wird — die deutsche Souverä­
nität untergegangen ist, so ist das durch die be­
dingungslose Übergabe, nicht aber durch die Erklä­
rung vom 5.6.1945 geschehen. Die Präambel zu 
dieser Erklärung Abs. 22) hat nicht konstitutive, 
sondern lediglich deklaratorische Bedeutung.

Der Problemkreis, der geklärt werden muß, hängt 
logisch zunächst von der Klärung der Vorfrage ab, 
welches völkerrechtliche Schicksal das Deutsche 
Reich am Tage der bedingungslosen Übergabe er­
litten hat. Ist das Deutsche Reich als Subjekt des 
Völkerrechts mit eigener Souveränität bestehen ge­
blieben, so ist auch seine Rechtsordnung und damit 
die Gesamtheit seiner juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts unverändert geblieben, soweit 
nicht im einzelnen durch Gesetz etwas anderes be­
stimmt worden ist. Wenn jedoch das Deutsche 
Reich seine völkerrechtliche Persönlichkeit einge­
büßt hat, so ist der Problemkreis, der zu erwägen 
ist, nach den Grundsätzen der Staatensukzession 
weiter zu untersuchen.

n.
Die völkerrechtliche Bedeutung der Kapitulation 

und der nachfolgenden Verträge der Mächte.
Die bedingungslose Kapitulation vom 8.5.1945 

hat eine Situation geschaffen, die in der Rechts­
geschichte keine volle Parallele kennt und als casus 
sui generis angesehen werden muß3).

Gleichwohl glauben OVG-Präsident Dr. Loening 
in DRZ 1946, S. 129 ff., Justizminister Zinn in SJZ 
1947, S. 4 ff., Prof. Dr. Peters in „Neue Justiz“ 
1947, S. 2 ff., Prof. Dr. G. Wacke in der „Neuen 
Zeit“ vom 8. 2.1947 und das'eben zitierte Urteil des 
Obergerichts des Kantons Zürich vom 1.12.19454) 
die heutige Rechtslage in Deutschland als bloße 
occupatio bellica entsprechend den Regeln der 
Haager Landkriegsordnung vom 18.10.1906 auf­
fassen zu können. Sie gehen zur Begründung dieser 
These übereinstimmend von dem Gedanken aus, daß 
die vier Großmächte in' der Präambel zur Erklärung 
vom 4. Juni 1945, Abs. 5, S. 2, ausdrücklich den 
Willen bekundet haben, Deutschland nicht zu an­
nektieren und folgern daraus, daß also eine debel- 
latio im Sinne des Völkerrechts nicht' stattgefun­
den habe und ein Souveränitätswechsel nicht ein­
getreten sei. Vielmehr sei lediglich die Ausübung 
der Souveränitätsrechte Deutschlands vorläufig auf * *)

s) Amtsbl. d. Kontrollrats, Beiheft Nr. 1, S. 7. 
s) Vgl. Gutachten Dr. Erich Pollack vom 15. 9.1945 in „Mit­

teilungen des Prüfungsausschusses des Stadtgerichts Berlin“, 
S. 4, und Obergericht des Kantons Zürich in DRZ 1947, S. 31.

*) Schweizerische Juristen-Zeitung 1945, S. 89 ff. — DRZ 1947, 
S. 31—33.
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